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Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft nimmt zur 

Bürgerinitiative Nr. 20 betreffend „Verbesserung der tierschutzgesetzlichen Situation der 

Schweine in Österreich“ wie folgt Stellung: 

 

Das BMLFUW ist immer offen für Weiterentwicklungen im Bereich Tierschutz und gerne bereit, 

diesbezüglich Vorschläge von Expertengremien zu diskutieren. Allerdings muss dabei auch die 

wirtschaftliche Situation der Landwirtschaft berücksichtigt werden, wie auch in der 

Verordnungsermächtigung zur 1. Tierhaltungsverordnung in § 24 Abs. 1 TSchG festgelegt ist.  
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Wenn Lösungen gefunden werden, die zu einer weiteren Verbesserung des Tierschutzes 

führen und für die Landwirtschaft in einem vernünftigen wirtschaftlichen Rahmen umsetzbar 

sind, ist das BMLFUW selbstverständlich bereit, diese zu unterstützen. 

 

Weiters gilt es zu bedenken, dass auch in der Richtlinie 2008/120/EG über 

Mindestanforderungen für den Schutz von Schweinen sowohl in den Erwägungsgründen als 

auch in Artikel 7 festgelegt ist, 

 

 wissenschaftliche Forschungen über die für eine artgerechte Schweinehaltung am 

besten geeigneten Systeme intensiv fortzusetzen, 

 dass auf der Grundlage einer Stellungnahme der Europäischen Behörde für 

Lebensmittelsicherheit die Kommission dem Rat einen Bericht vorzulegen hat, dem 

erforderlichenfalls geeignete Gesetzgebungsvorschläge beigefügt werden können. 

 

Es wäre eine gesamteuropäische Lösung anzustreben. Ein Alleingang Österreichs erscheint 

aus den obengenannten Gründen nicht sinnvoll. 

 

Für den Bundesminister: 

i.V. Mag. Kaiser 
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